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Beantwortung einer Anfrage nach § 4 der Geschäftsordnung 

Inklusionstaxis in Köln 

 
Beantwortung einer mündlichen Anfrage des Sachkundigen Einwohners Marcel Adolf im 

Ausschuss Allgemeine Verwaltung und Rechtsfragen / Vergabe / Internationales am 
04.02.2019 

 
Herr Adolf hat folgende Fragen gestellt: 
1. Wie viele umgebaute Taxen hält die Verwaltung für notwendig um eine stadtweite Be-

darfsdeckung (24 Stunden) zu erreichen?  
2. Sieht die Verwaltung folgende Finanzierungsmöglichkeit als mögliche Option an? Jede 

Taxifahrt wird mit einem zu bestimmenden Soli-Aufschlag in sehr geringer Centhöhe be-
lastet, welcher in einen Topf kommt, der zur Finanzierung von Umbauten und Schulungen 
abgerufen werden kann, oder den barrierefreien Fahrzeugbesitzern prozentual anhand 

abgerufener Fahrten als Bonus zugeteilt wird.  
3. Welche Finanzierungsmöglichkeiten schlägt die Verwaltung ansonsten vor? 

 
Die Verwaltung beantwortet die Fragen wie folgt: 
 

1. Wie viele umgebaute Taxen hält die Verwaltung für notwendig um eine stadtweite Be-
darfsdeckung (24 Stunden) zu erreichen?  

 
Die Verwaltung verfügt über keine Zahlen, aus denen sich der Bedarf an umgebauten Taxen 
ableiten lässt. 

 
2. Sieht die Verwaltung folgende Finanzierungsmöglichkeit als mögliche Option an? Jede 

Taxifahrt wird mit einem zu bestimmenden Soli-Aufschlag in sehr geringer Centhöhe be-
lastet, welcher in einen Topf kommt, der zur Finanzierung von Umbauten und Schulungen 
abgerufen werden kann, oder den barrierefreien Fahrzeugbesitzern prozentual anhand 

abgerufener Fahrten als Bonus zugeteilt wird.  
 

Es gibt weder eine Rechtsgrundlage für die Erhebung eines Soli-Aufschlags noch eine 
Rechtsgrundlage, die die Unternehmen verpflichten könnte, entsprechende Aufschläge zu 
erfassen und an die Stadt oder Dritte (Stiftungen etc.) abzuführen. 

Die genannte Finanzierungsmöglichkeit ist aus Sicht der Verwaltung daher keine mögliche 
Option. 
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3. Welche Finanzierungsmöglichkeiten schlägt die Verwaltung ansonsten vor? 

 
Die Verwaltung sieht keine Finanzierungsmöglichkeit für die vom Fragesteller vorgeschlage-
nen Inklusionstaxen. 

 
 
Gez. i.V. Dr. Keller 
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